
663 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

29. 5. 1962 

Regierungsvorlage 

gung 
Bundesgesetz, betreffend die Besor­

gerichtlicher Geschäfte durch Rechts­
pfleger (Rechtspflegergesetz ). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

I. ABSCHNITT., 

Stellung des Rechtspflegers. 
Begriff. 

§ 1. Rechtspfleger sind ~erichtsbeamte, denen 
auf Grund der Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes die Besorgung von Geschäften der Ge­
richtsbarkeit übertragen ist. 

V oraus.setzungen der übertragung. 

§ 2. Einem Gerichtsbeamten darf die Besor­
gung von Geschäften der Gerichtsbarkeit für 
eines oder mehrere der im § 4 a1ngeführten Ar­
beitsgebiete nur bei gegebenem Bedarf und bei 
Vorliegen folgender persönlicher Voraussetzun­
gen übertragen werden: 

1. Völlige Vertrautheit mit den Arbeiten der 
Geschäftsstelle, 

2. Eignung zum selbständigen Parteienver­
kehr, 

3. zuverlässige 
Erledigung auf 
gebiet, 

Besorgung der vorbereitenden 
dem betreffenden Arbeits-

4. erfolgreicher Abschluß der Ausbildung. 

Urkunde. 

§ 3. (1) Der Bundesminister für Justiz hat 
einem Gerichtsbeamten" der die im § 2 genann­
ten Voraussetzungen erfüllt, hierüber eune U r­
kunde aUszustellen. In der Urkunde ist das Ar­
beitsgebiet (§ 4) zu bezeidInen. 

(2) Mit der Ausstellung der Urkunde erlangt 
der Gerichtsbeamte die Befähigung zur Besor­
gung der in sein Arbeitsgebiet fallenden Ge­
schäfte der Gerichtsbarkeit für das Bundes­
gebiet; 

Arbeitsgebiete. 

§ 4. Ein Gerichtsbeamter kann für eines oder 
mehrere der folgenden Arbeitsgebiete zum 
Rechtspfleger bestellt werden: 

1. Zivilprozeß- und Exekutionssachen; 
2. Verlassenschafts-, Vormundschafts- und 

Pflegschaftssach.en sowie Angelegenheiten des 
Gerich tser lages; 

3. Grundbuchssachen; 
4. Sachen des Handels- und des Genossen­

schaftsregisters. 

Verwendung. 

§ 5. (1) Der Präsident des Oberlandesgerichtes 
hat nach dem gegebenen Bedarf· zu bestimmen, 

.bei welchem Gericht ein Gerichtsbeamter als 
Rechtspfleger zu verwenden ist. 

(2) Der als Rechtspfleger verwendete Gerichts­
beamte hat neben seinem Amtstitel die dienst­
liche Bezeichnung "Rechtspfleger" zu führen .. 

Aberkennung der Befähigung. 

§ 6. Die gemäß § 3 beurkundete Befähigung 
darf nur aberkannt werden, wenn der Gerichts­
beamte eine der im § 2 Z. 1 bis 3 angeführten 
Voraussetzungen dauernd nicht mehr erfüllt. 

Geschäftsverteilung. 

§ 7. (1) Der Rechtspfleger ist"in der Geschäfts­
verteilungsübersicht des Gerichtes unter Angabe 
seines Arbeitsgebietes und der GeridItsabteilung, 
der er zugewiesen ist, anzuführen. 

(2) :per Rechtspfleger kann mehreren Gerichts­
abteilungen zugewiesen 'werden. Wenn der Ge­
schäftsumfang es erfordert, können einer Ge­
richtsabteilung mehrere Rechtspfleger zuge­
wiesen werden. 

Weisungsrecht des Richters. 

§ 8. (1) Der Rechtspfleger ist bei Besorgung 
der in seinen Wirkungskreis fallenden Geschäfte 
nur an die Weisungen des nach der GesdIäfts­
verteilung zuständigen RidIters gebunden,. 

(2) Eine allgemeine Weisung über die Behand­
lung von Rechtsfragen .hat der Richter schriftlich 
zu erteilen. Der Rechtspfleger hat solche Weisun­
gen in ein Verzeichnis einzutragen und dieses 
aufzubewahren. Bei einem Richterwechsel oder 
einer Stellvertretung hat der Rechtspfleger vor 
der Bearbeitung eines Geschäftsstückes, für das 
eine allgemeine WeiSlmg vorliegt, die schrift­
liche Weisung des neuen Richters einzuholen. 
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(3) Wenn der Richter für eine einzelne Rechts­
sache eine' Weisung erteilt, so hat der Rechts­
pfleger die Rechtssache im Sinne dieser Weisung 
zu erledigen und im Akt zu vermerken, daß die 
Sache im Sinne der Weisung des Richters erledigt 
wurde. Dieser Vermerk ist dem Richter zur 
Kenntnisnahme vorzulegen. 

Entscheidung durch den Richter. 

§ 9. (1) Der Richter kann sich die Erledigung 
einzelner Geschäftsstücke vorbehalten oder die 
Erledigung an sich ziehen, wenn dies nach seinem 
Ermessen im Hinblick auf die tatsächliche oder 
rechtliche Schwierigkeit der Sache oder die Wich­
tigkeit und Tragweite der Entscheidung zwed{­
mäßig ist. 

(2) Der Richter kann ein vorgelegtes Geschäfts­
stück, wenn es nach seiner Ansicht in den Wir­
kungskreis des Rechtspflegers fällt, durch einen 
entsprechenden Vermerk diesem zuweisen oder 
sich die Erledigung aus den im Abs. 1 angeführ­
ten Gründen durch einen solchen Vermerk vor­
behalten. 

Vorlagepflicht. 

§ 10. (1) Der Rechtspfleger hat ein Geschäfts­
stück, auch wenn es in seinen Wirkungsbereich 
fällt, dem Richter vorzulegen, 

1. wenn der Richter die Erledigung des Ge­
schäftsstückes sich vorbehalten oder an sich ge­
zogen hat; 

2. wenn der Rechtspfleger von der ihm be­
ka1nnten Rechtsansicht des Richters abweichen 

selbst stattgeben; findet er, daß dem Rechtsmittel 
nicht oder' nur teilweise Folge zu geben wäre, 
so hat er das Rechtsmittel dem Red1tsmittel­
gericht vorzulegen und im Vorlagebericht die 
Gründe hiefür anzugeben. Gibt der Richter dem 
Rechtsmittel statt, so hat er über die Kosten des 
Rechtsmittels nach Maßgabe der f,ür das Rechts­
mittelverfahren geltenden Vorschriften zu ent­
scheiden .. 

DienststeIlung und Dienstaufsicht. 

§ 13. (1) Ein Gerichtsbeamter kann neben 
seiner Verwendung als Rechtspfleger, sofern er 
in dieser Verwendung nicht voll beschäftigt wer­
den kann, mit anderen Amtsgeschäften des ge­
hobenen Fachdienstes in der Gerichtskanzlei, mit 
Genehmigung des Präsidenten des Oberlandes­
gerichtes auch mit Amtsgeschäften des Fachdien­
stes bei Gericht beschäftigt werden. Im übrigen 
sind die Bestin'Imungen des § 22 Abs. 2 der 
Dienstpragmatik, RGBI. Nr. 15/1914, anz\.l­
wenden. 

(2) Der Rechtspfleger untersteht der Dienst­
aufsicht des Vorstehers des Bezirksgerichtes 
(Präsidenten des Gerichtshofes) und des Leiters 
der Gerichtsabteilung, der er zugewiesen ist, bei 
Amtsgeschäften, die nicht zu seinen gewöhnlichen 
Dienstverrichtungen gehören, auch der Dienst­
aufsicht des Vorstehers der Geschäftsstelle. 

II. ABSCHNITT. 

Wirkungskreis des Rechtspflegers. 
will; 

3. wenn sich bei der 
keiten rechtlicher oder 
geben. 

Bearbeitung Schwierig- Wirkungskreis in Zivilprozeß- und Exekutions-
tatsächlicher Art er- sachen. 

,. (2) RechtsmitteJ und Beschwerden sind stets 
vom Richter zu erledigen; das gleiche gilt für 
Geschäftsstücke, die eine Zustellung an eine vor­
gesetzte Behörde erfordern, sowie für Schreiben 
an österreichische Vertretungs behörden im A us­
land, an fremde Vertretungsbehörden im Inland, 
an andere ausländische Behörden oder an zwi­
schenstaatliche Organisationen. 

Ablehnung. 

§ 11. Die Vorschriften der §§ 19 bis 22 und 
25 der Jurisdiktionsnorm sind sinngemäß auf die 
Rechtspfleger anzuwenden. über die Ablehnung 
entscheidet der Vorsteher des Bezirksgerichtes 
(Präsident des Gerichtshofes) endgültig; wenn er 
der Ablehnung stattgibt, hat der nach der Ge­
schäftsverteilung zuständige Richter die Rechts­
sache zu erledigen. 

Anfechtbarkeit der Entscheidungen des Rechts­
pflegers. 

§ 14. Der Wirkungskreis in Zivilprozeß- und 
Exekutionssachen umfaßt: 

1. die Bestätigung der Rechtskraft und der 
Vollstreckbarkeit gerichtlicher Entscheidungen 
sowie die Aufhebung, einer von einem Rechts­
pfleger gesetzwidrig oder irrtümlich erteilten Be­
stätigung der Vollstreckbarkeit; 

2. die Durchführung des Mahnverfahrens, 
sofern eine mündlich,e Verhandlung nicht erfor­
derlich ist; 

3. die Exekution zur Hereinbringung von 
Geldforderungen durch zwangsweise Pfand­
rechtsbegründung nach den §§ 87 bis 96 der 
Exekutionsordnung und auf das bewegliche Ver­
mögen nach den §§ 249 bis 345 der Exekutions­
ordnung mit Ausnahme der Bewilligung der 
Exekution auf Grund eines ausländischen Exe­
kutionstitels und der Erledigung eines Wider­
spruchs dagegen; 

4. das Offenbarungseidesverfahren mit Aus­
nahme der Abnahme des Eides und der Verhän­
gung der Haft; 

§ 12. Die Entscheidungen des Rechtspflegers 5. in den Fällen der Z. 3 die Entscheidung 
können wie die des Richters angefochten werden. über Aufschi,ebungsanträg,e nach § 42 Abs. 1 Z.3, 
Dem' Rekurs (der Beschwerde) bnn der Richter J 4 und 6 der Exekutionsordnung, n~ch den §§ 7 
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und 9 des Gerichtlichen Einbringungsgesetzes 
1948 oder über Aufschiebungsanträge anläßlich 
eines Antrages auf Aufhebung einer gesetzwidrig 
oder irrtümlich erteilten Bestätigung der V 011-
streckbarkeit; 

6. im Zusammenhang mit den in den Z. 1 bis 5 
angeführten Geschäften auch die Entscheidung 
über Anträge auf BewiUigung des Armenrechtes. 

Wirkungskreis in Verlassenschaftssachen. , 

§ 15. (1) Der Wirkungskreis in Verlassenschafts­
sachen umfaßt: 

1. die Geschäfte der Verlassenschaftsabhand­
lung mit den sich aus dem Abs. 2 ergebenden 
Einschränkungen; 

2. die Bestätigung der Rechtskraft und der 
Vollstreckbarkeit sowie die Aufhebung einer von 
einem Rechtspfleger gesetzwidrig oder irrtümlich 
erteilten Bestätigung der Vollstreckbarkeit. 

(2) Dem Richter bleibt die Erledigung vor-
behalten, ' . 

1. wenn die Aktiven des Nachlasses voraus­
sichtlich den Betrag von 100.000 S übersteigen; 

2. wenn es sich, um den Nachlaß eines proto­
kollierten Einzelkaufmannes, eines Gesellsch,af­
ters einer offenen Handelsgesellschaft oder einer 
Kommanditgesellschaft oder eines Komplemen­
tärs einer Kommanditgesellschaft auf Aktien 
handelt; 

3. wenn bei der Abhandlung besondere Erb-
teilungsvorschriften hinsichtl'ich bäuerlicher 
Liegenschaften anzuwenden 'sind; 

4. wenn der Erblasser seinen Wohnsitz im Aus­
land hatte oder ausländischer' Staatsangehöriger 
war; I 

5. wenn eine Substitution angeordnet ist; 
6. wenn im Zuge der Abhandlung das Erbrecht 

bestritten wird; 
7. wenn die Absonderung der Verlassenschaft 

von dem VlermögeIli des Erben verlangt wir;d. 

Wirkungskreis in Vormundschafts- und Pfleg­
schaftssachen sowie in Angelegenheiten des 

Gerichtserlages. 

§ 16. (1) Der Wirkungskreis in Vormund­
schafts- und Pflegschaftssachen umfaßt mit den 
sich aus Abs. 2 ergebenden Einschränkungen: 

1. die Bestellung und me Enthebung von 
Vormündern; 

2. die Aufsicht über und die Fürsorge für die 
Person unehelicher oder unter Vormundschaft 
stehender ehelicher Kinder, sowie Verfügungen 
nach § 111 der Jurisdikti'Onsnorm, sofern sie 
nicht die übertragung an ein' ausländisches 
Gericht betreffen; 

3. die Ermächtigung zur Erhebung von Klagen 
auf Feststellung der Vaterschaft und von Klagen 
auf Leistung des Unterhaltes; 
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4. die Entgeg,ennahme der Erklärung über die 
Aner kennung der Vaterschaft; 

5. die Aufnahme und die Genehmigung von 
Vergleichen auf Le'istung des Unterhaltes und die 
Fests,etzung von Unterhaltsbeiträgen für eheliche 
oder uneheliche Kinder; 

6. die Entscheidung über Anträge auf Bewilli­
gung der Exekution zur Hereinbringung von 
Gddforderungen durch zwangsweise Pfandrechts­
begründung nach den §§ 87 bis 96 'der Exe­
kutionsordnung und auf 'das pewegliche Ver­
mögen nach den §§ 249 bis 345 der Exekutions­
ordnung auf Grund eines unter die Bestimmungen 
der Z. 5 fallenden Exekutionstitels; 

7. die Aufnahme und die Genehmigung von 
Ver;einbarungen über die Aufsicht über Pflege­
befohlene oder über die Fürsorge von Pflege-
befohlenen; , 

8. die Ausstellung des Zeugnisses zur Erlangung 
des Armenrechtes und die Entsche~dung über den 
Antrag auf Bewilligung des Armenrechtes; 

9. die Entscheidungen hinsichtlich der V,erwal­
tung des Vermögens Pflegebefohlener und die 
Genehmigung aller damit zusammenhängender 
Veränderungen des Vermögensstandes mit Aus­
nahme der im § 109 Abs. 2 der Jurisdiktionsnorm 
angeführten Fälle, sofern die Aktiven des Ver­
mögens den Betrag von 100.000 S nicht über­
steigen; 

10. die Bestätigung der Rechtskraft und der 
Vollstr,eckbarkeit sowie die Aufhebung einer von 
einem R,echtspfleger gesetzwidrig oder irrtümlich 
erteilten Bestätigung der Vollstreckbarkeit. 

(2) Dem Richter bleiben vorbehalten: 
1. die Verfügungen über einen Antrag auf 

Ersetzung der Einwilligung des gesetzlichen Ver­
treuers 'oder des Sorge berechtigten zur Ehe­
schfießung, auf Genehmigung der Entlassung aus 
der väterlichen Gewalt, auf Volljährigkeits­
erklärung, auf Verlängerung der väterlichen 
Gewalt oder der Vormundschaft, auf Bewilligung 
der Annahme an Kindesstatt, fiber den Widerruf 
der Bewilligung, über die Aufhebung der Wahl­
kindschaft und über das Ansuchen um Ehelich­
erklärung; 

2. die Enthebung des Vormundes gegen s,einen 
Willen; . 

3. alle Verfügungen nach der Entmündigungs­
ordnung; 

4. alle Verfügungen hinsichtlich der Fürsorge- . 
erziehung sowie aUe Verfügungen, die mit der 
Einweisung in eine Bundesanstalt für Erziehungs­
bedürftige, mit der Anhaltun,g darin und mit der 
Entlassung aus einer solchen Anstalt zusammen­
hängen; 

5. alle vormundschafts- und pflegsi:hafts­
ger~chtlichen Verfügungen, wenn der Pflege­
befohlene sich im Ausland aufhält oder auslän­
discher Staatsangehöriger ist; 
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6. alle vormundschafts- und pflegschafts­
gerichtlichen Verfügungen über Personen,' die in 
einer' Krankenanstalt für Geisteskrankheiten oder 
in einer Bundesanstalt für ErziehtingSlbedürftige 
angehalten werden oder die in einer geeigneten 
Familie oder in einem Fürsorgeerziehungsheim 
untergebracht sind. 

(3) Der Wirkungskreis in Angelegenheiten des 
Gerichtserlages umfaßt die Geschäfte, betreffend 
die Gerichtserläge nach § 1425 des allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuches im außerstreitigen 
Verfahren. 

Wirkungskreis in Grundbuchssachen. 

§ 17. Der Wirkungskreis in Grundbuchssachen 
umfaßt: 

1. die Geschäfte des Grundbuchsverfahrens 
mit Ausnahme der Erledigung von Einsprüchen 
nach den §§ 7 bis 12 und 14 des Liegenschafts­
teilungsgesetzes und der Vornahme von Wert­
ermittlungen nach § 18 des Liegensch·aftsteiIungs­
gesetzes; 

2. im Verfahren zur Anlegung und zur Er­
gänzung des Grundbuches die Verfassung der 
V.erzeichnisse über' die Grundstücke und Per­
sonen, die Anfertigung des Entwurfes der Grund­
buchseinJagen, die Verfassung der Grundbuchs­
einlagen auf Grund der Entwürfe, die Entgegen­
nahme und die Erledigung von Einwendungen 
gegen die Entwürfe der Grundbuchseinlagen und 
von Anmeldungen und Widersprüchen im Rich­
tigstellungsv.erfahren, sofern die Berichtigung 
von Schreibfehlern oder anderen offenbaren 
Unrichtigkeiten begehrt wird. 

Wirkungskreis in Sachen des Handels- und des 
Genossenschaftsregisters: 

§ 18. (1) Der Wirkung&kreis in Sachen des 
Handels- und des Genossenschaftsregisters um­
faßt, soweit es sich nicht um Geschäfte handelt, 
die vom Senat zu erledigen sind: 

1. die mit der Führung des Handelsregisters A 
zusammenhängenden Geschäfte; 

2. die Bearbeitung des Hande'lsregisters Bund 
des Genossenschaftsregisters. Dem Richter bleiben 
jedoch folgende Verfügungen vorbehalten: 

a) auf erste Eintragung, 
b) auf Eintragung von Knderungen des Gesell­

schaftsvertrages' (der Satzung, des Genos­
senschaftsvertrages), der Auflösung und 
Nichtigkeit, ferner der Nichtigkeit von 
Beschlüssen der Versammlung der Gesell­
schafter (Genossenschafter), sofern diese 
Eintragungen bei der Hauptniederlassung 
(dem Sitz) vorzUnehmen sind, 

c) die Bearbeitung der Angelegenheiten .der 
Zweigniederlassungen ausländischer Kapital­
gesellschaften; 

3. das Einschreiten gegen Personen und Firmen 
gemäß den § § 140 und 141 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit; 

4. die Verfügungen über die Aufbewahrung 
. der Bücher und der Schriften nach Beendigung 
der Liquidation (§ 157 Abs. 2 des Handelsgesetz­
buches, § 214 Abs. 2 und 3 des Aktiengesetzes 
und § 93 Abs. 3 des Gesetzes über die Gesell­
schaften mit beschränkter Haftung); 

5. die Ernennung oder Abberufung VOn Liqui­
datoren (§§ 146 Abs. 2 und 147 des Handels­
gesetzbuches), die Bestellung von Vorstands­
oder Aufsichtsratsmitgliedern (§§ 76 und 89 des 
Aktiengesetzes) ; 

6. die Bestellung von Abschlußprüfern (§ 136 
Abs. 4 bis 6 des Aktiengesetzes). 

(2) Die. übert~agung umfaßt, auch wenn die 
Geschäfte dem Richter zustehen; die Erledigun~. 
von Anträgen auf Erteilung beglaubigter Ab­
schriften, auch auszugsweisen Abschriften sowie 
Zeugnissen und Bescheinigungen aus Registern, 
die Mitteilungen an Behörden und Privatper­
sonen über Registereintragungenund die Be­
kanntmachungen, ferner die Erteilung von Aus­
künften aus Registern und Registerakten sowie 
die' Gestattung der Akteneinsicht. Die über­
tragung umfaßt fernt;r, jedoch nur soweit es sich 
um Geschäfte des Wirkungskreises des Rechts­
'pflegers handelt, die Auff<;Jr<lerung zur Ein­
reichung von Urkunden und der,en Prüfung so­
wie die Gewährung oder Ablehnun.g von Fristen 
für vorzunehmende 'Handlungen oder Unterlas­
sungen. 

Ordnungsstr,afen. 

§ 19. Der Rechtspfleger kann im Rahmen 
seines Wirkungskreises Ordnungsstrafen bis zum 
Betrage von 200 S verhängen. Dem Richter 
bleibt die Verhängung höherer Ordnungsstrafen 
sowie die Umwandlung einer Geldstrafe in ~aft 
vorbehalten. 

Ausfertigungen. 

§ 20. (1) Ist 'der Rechtspfleger dicht gleichzeitig 
Leiter der Geschäftsabteilung, so sind die Aus­
fertigungen der von ihm erledigten Geschäfts­
stücke ebenso wie die vom Richter erledigten 
Geschäftsstücke unter Hinweis auf seinen Wir­
kungskreis zu unterfertigen. 

(2) Ist der Rechtspfleger gleichzeitig Leiter der 
Geschäftsabteilung, so ist die von ihm be­
schlossene Erledigung mit seiner Unterfertigungs­
'stampiglie unter Hinweis auf seinen Wirkungs- . 
kreis zu unterfertigen und die Richtigkeit der 
Ausfertigung von ihm in seiner Eigenschaft als 
Leiter der Geschäftsabteilung mit eigenhändiger 
Unterschrift zu beglaubigen. 

663 der Beilagen IX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)4 von 16

www.parlament.gv.at



(3) Die Ausfertigungen von Amtszeugriissen, 
von Ausfolgungsaufträgen und von Schreiben, 
die für das Ausland bestimmt sind, sind vom 
Rechtspfleger unter Hinw~is auf seinen Wir­
kungskreis ohne Abdruck der Unterfertigungs­
stampiglie eigenhändig zu unterfertigen. 

III. ABSCHNITT. 

Ausbildung zum Rechtspfleger. 
Voraussetzungen für die Zulassung. 

§ 21. Ger~chtsbedienstete, die die allgemeinen 
Anstellungserfordernisse für die Ernennung auf 
einen Dienstposten der Verwendungsgruppe B 
erfüllen und die erste Kanzleiprüfung . sowie die 
Grundbuchsführerprüfung abgelegt haben, sind 
nach Maßgabe des § 23 Abs. 2 zur Ausbildung 
als Rechtspfleger zuzulassen. 

Gegenstand der Ausbildung. 

§ 22. Die Ausbildung des Gerichtsbediensteten 
zum Rechtspfleger umfaßt: 

1. die Verwendung bei einem oder mehreren 
Gerichten mit der Vorbereitung der Erledigung 
auf dem Arbeitsgebiet, für das er als Rechts­
pfleger bestellt werden soll, durch einen Zeit­
raum von mindestens drei Jahren, 

2. die erfolgreiche ZurüCklegung eines Lehr­
ga;nges und 

3. die erfolgreiche Ablegung der Re~hts­
pflegcrprüfung. 

Zulassung. 

§ 23. (1) Ober den Antrag eines Gerichts­
bediensteten, ihn zur Ausbildung als Rechts­
pflegel' zuzulassen, hat der Präsident des Ober­
landesgerichtes zu entscheiden. 

(2) Der Antrag ist nur dann abzulehnen, wenn 
ein Bedarf nicht gegeben ist oder Ausbildu1ugs­
möglichkeiten nicht vorliegen, wenn die Zulas­
sung aus dienstlichen Gründen nicht möglich ist 
oder wenn dem Antragsteller die körperliche 
oder geistige Eignung für die Ausbildung zum 
Rechtspfleger offenbar fehlt. 

Verwendung bei Gericht; 

§ 24. (1) Der Präsident des Oberlandesgerichtes 
,hat den zur Ausbildung als Rechtspfleger zugelas­
senen Gerichtsbediensteten (Rechtspflegeranwär­
ter) durch mindestens drei Jahre Gerichten zu­
zuteilen, bei denen er auf dem Arbeitsgebiet, für 
das er als Rechtspfleger bestellt werden soll, 
verwendet werden kann. 

(2) Der Rechtspflegeranwärter ist während der 
ersten drei Monate seiner Ausbildung in der 
Geschäftsstelle des Gerichtes, dem er zugewiesen 
ist, auf dem Arbeitsgebiet, für das er als Rechts­
pfleger bestellt werden soll, zu beschäftigen. 
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(3) Während des restlichen Teiles der Ausbil­
dungszeit ist der Rechtspflegeranwärter vom c 

Vorsteher des Bezirksgerichtes (Präsidenten des 
Gerichtshofes) mindestens halbtägig mit der Vor­
bereitung der Erledigung auf dem Arbeits­
gebiet, für das er als Rechtspfleger bestellt wer­
den soll, zu betrauen. 

(4) Rechtspflegeranwärter für das Arbeits­
gebiet Zivilprozeß- und Exekutianssachen sind 
neben der vorbereitenden Erledigung auf ihrem 
künftigen Arbeitsgebiet drei Monate hindurch 
mindestens während der halben W ochcnarbeits­
zeit im Vollstreckungsdienst zu verwenden. 

Dauer. 

§ 25. Die dreijährige Ausbildungszeit darf nicht 
unterbrochen werden. Eine entschuldbare Ver­
hinderung bis zur Dauer von drei Monaten gilt 
nicht als Untcrbrechung. Eine Verhi1nderung gilt 
dann als entschuldbar, wenn sie aus' dienstlichen 
Gründen odcr wegen Krankheit eintritt. 

Ausbildungslehrgänge. 

§ 26. (1) Für Rechtspflegeranwärter sind Aus­
bildungslehl'gänge abzuhalten. 

(2) Für jedes der im § 4 genannten vier Ar­
beitsgebiete ist ein besonderer Lehrgang abzu­
halten. 

Leitung der Lehrgänge. 

§ 27. (1) Die Lehrgänge sind auf Anordnung 
des Bundesministeriums für Justiz je nach Be­
darf abzuhalten. 

(2) Das Bundesministerium für Justiz hat einen 
Richter zum Leiter der Ausbildungslehrgänge 
und die erforderfiche Zahl von Richtern, ReChts­
pflegern und sonstigen Gerichtsbedierrsteten zu 

'Lehrern zu bestellen. 

(3) Das Bundesministerium für Justiz hat Ort, 
Zeit und Dauer der in Aussicht genommenen 
Lehrgäq.ge den Gerichten im Wege 'der Präsidien 
der Ober:1andesgel'ichte bekanntzugeben. 

Zulassung zum Lehrgang. 

§ 28. über den Antrag des Recht~pfleger­
anwärters auf Zulassung zu einem Lehrgang hat 
das Bundesministerium für Justiz zu entscheiden. 
Der Antrag ist auf dem Dienstweg unter An­
schluß von Kußerungen des Gerichtsvorstehers 
und der Präsidenten der übergeordneten Ge­
rid1tshöfe über die Eiglllung des Rechtspfleger­
anwärters vorzulegen. 

l' eilnahme. 

§ 29. Die Teilnahme des Rechtspflegeranwär­
ters am Lehrgang gilt als Dienstleistung. 
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Unterrichtsstoff. 

§ 30: (1) In jedem Lehrgang ist Unterricht über 
die Rechtsvorschriften zu erteilen, deren Kennt­
nis Voraussetzung für die Besorgung der Ge­
schäfte des Rechtspflegers auf dem betreffenden 
ArbeitsgebIet ist. 

(2) Während der Dauer des Lehrganges haben 
sich die Lehrer in mündlichen Besprechungen. mit 
den einzdnen Rechtspflegeranwärtern davon zu 
überzeugen, daß diese den Gegenstand des Un­
terrichts erfaßt haben und beherrschen. Das 
Ergebnis jeder mündlichen Besprechung hat der 
Lehrer in einem schriftlichen Vermerk fest­
zuhalten. 

(3) Die Rechtspflegeranwärter haben während 
des Lehrganges mehrmals unter Aufsicht eines 
Lehrers schriftliche Aufgaben auszuarbeiten. Die 
Aufgaben sind dem Arbeitsgebiet, für das der 
Lehrgang abgehalten wird, unter Berücksichti­
gung des bereits vorgetragenen Unterrichtsstoffes 
zu entnehmen. Der Lehrer hat die s·chriftlichen 
Arbeiten unter Anschluß seiner gutachtlichen 
Stellungnahme dem Leiter der Ausbildungslehr­
gänge vorzulegen. 

(4) Die literarischen Behelfe, die der Rechts­
pfl.egeranwärter bei Ausarbeitung der schrift· 

,lichen Aufgaben benützen darf, werden durch 
Verordnung des Bundesministeriums für Justiz 

-bestimmt. . 

Begutachtung. 

§ 3.1. (1) Nach Beendigung des Lehrganges 
habender Leiter der Ausbildungslehrgänge und 
die Lehrer auf Grund des Ergebnisses der münd· 
lichen Besprech~ngen und der Bewertung der 
schriftlichen Arbeiten zu begutachten, ob der 
Rechtspflegeranwärter zur Rechtspflegerprüfung 
vorbereitet oder nicht genügend vorbereitet ist. 

(2) über das Gutachten haben die Leihr-er nach 
der alphabetischen Reihenfolge ihrer Namen ab­
zustimmen. Der Leiter der Ausbildungslehrgänge 
gibt seine Stimme als Letzter 3!b. Die Entschei­
dung über das Ergebnis des Gutachtens ist mit 
absoluter Stimmenmehrheit zu fassen. 1m Falle 
der Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Leiters der Ausbildungslehrgänge den Ausschlag. 

(3) Ober di'e Abstimmung und das Ergebnis 
des Guta·chtens ist eine Niederschrift aufzu· 
nehmen, die vom Leiter der AusbiIdungslehr~ 
gänge zu unterschreiben ist. 

Bericht über das Ergebnis. 

§ 32. Nach Abschluß des Lehrganges hat der 
Leiter der .A:usbildungslehrgänge dem Bundes· 
ministerium für Justiz über· das Ergebnis der 
B-egutachtung unter Anschluß der Niederschrift 
zu berichten. 

Neuerliche Zulassung. 

§ 33. Das Bundesministerium für Justiz hat 
einen Rechtspflegeranwärter, der als nicht ge­
nügend vorbereitet begutachtet wurde, neuerlich 
Zu einem Lehrgang zuzulassen, wenn auf Grund 
einer Stellungnahme des Leiters der Ausbildungs. 
Lehrgänge zu erwarten ist, daß der Rechtspfleg-er­
anwärter an dem Lehrgang mit Erfolg teilneh­
men wird. 

Rechtspflegerprüfung. Zeitpunkt. 

§ 34. Innerhalb eines halben Jahres nach Be­
endigung des Lehrganges hat der Rechtspfl,eger. 
anwärter über den gesamten Stoff des Lehrganges. 
die Rechtspflegerprüfung vor einer vom Bundes­
ministerium für Justiz zusammengesetzten Kom­
mission abzuIegen. Bei entschuldbarer Verhin­
derung (§ 25 letzter- Satz) ist diese Frist um 
höchstens ein halbes Jahr zu verlängern. Wird 
die Rechtspflegerprüfung nicht innerhalb eines 
Jahres nach Beendigung des Lehrganges abgelegt, 
so ist dies'cr zu wiederholen. 

Prüfungstermin. 

§ 35. (1) Die Prüfungstermine werden vom 
Bundesministerium für Justiz nach Bedarf be-
stimmt. 

·(2) Jeder Priifungstermin ist den in Betracht 
kommenden Rech-tspflegeranwärtern bekanntzu­
geben. 

Zulassung zur Prüfung. 

§ 36. (1) Um die Zulassung zur Rechtspfleg,er­
prüfung hat der Rechtspflegeranwärter schrift­
lich auf dem Dienstweg anzusuchen. Ober die 
Zulassung entscheidet das Bundesministerium für 
Justiz. 

(2) Die Zulassung zur, Rechtspflegerprüfung ist 
zu verweigern, wenn der Rechtspflegeranwärter 
nach dem Besuch des Lehrganges als. nicht ge­
nügend vorherei.tet begutachtet wurde. 

(3) Der zur Re.chtspflegerprüfung zugelassene 
Rechtspflegeranwärter hat Anspruch auf einen 
zwei wöchigen Prüfungsurlaub. 

Prüfungskommission. 

§ 37. (1) Die Prüfungskommission besteht aus 
einem Richter als Vorsitzenden, einem weiteren 
Richter und einem Rechtspfleger. . 

(2) Das Bundesministerium für Justiz hat den 
Vorsitzenden und die anderen Prüfungskommisß 

säre für die Dauer von jeweils drei Jahren zu 
bestellen. Nach Bedarf sind für den Vorsitzenden 
und für die anderen .prüfungskommissäre iri 
gleicher Weise Ersatzmänner zu bestellen. 

(3) Der Vorsitzende und die übrigen Prüfungs­
kommissäre sind in Ausübung ihres Amtes un~ 
abhängig und selbständig. 
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~4) Wer zu elllem Rechtspflegeranwärter in 
einem der Im§ 34 des Richterdiensügesetzes, 
BGBl. Nr. 305/1961, angeführten Verhältnisse 
steht, kann nicht dessen Prüfungskommissär sein. 

(5) Ein Mitglied der Prüfungskommission 
s,cheidet vor Ablauf der Funktionsdauer aus, 
wenn die Voraussetzungen für seine Bestellung 
wegfallen. 

Rechtspflegerprüfung. 

§ 38. (1) Die Rechtspflegerprüfung ist schrift­
lich und mündlich abzuleg1en. Sie hat mit der 
schri.ftli,chen Prüfung zu beginnen. 

(2) Bei der schriftlichen Prüfung sind die 
Arbeiten unter Aufsicht eines Prüfungskommis­
särs oder e,ines vom Bundesministerium für Justiz 
bestimmten Richters oder Gerichtsbediensteten an 
einem Tage innerhalb von" neun Stunden zu v,er-' 
fassen. Die Arbeiten bestimmt der Vorsitzende 
der Prüfungskommission oder ein von ihm be­
zeichneter Prüfungskommissär, Sie bestehen in 
einer entsprechenden Anzahl von Aufgaben üher' 
Geschäfte, di'c in den Wirkungskreis des Rechts­
pflegers fallen. Der Zeitpunkt der übergabe der 
Prüfungsaufgaben und der Abga;beder Prüfungs­
arheit ist auf di'eser zu vermerken. 

(3) Zur mündlichen Prüfung werden nur 
Rechtspflegeranwärter zugelassen, deren schrift­
liche Arbeiten von der Prüfungskommission lls 
geeilgnet bezeichnet werden. 

(4) Die mündliche Prüfung ist nicht öffentlich. 
Sie kann mit höchst'ens vier Rechtspflegeranwär­
tern gleichzeitig abgehalten werden. 

(5) Wenn der Vorsitzende eine Auf teilung des 
Prüfilngsstoffes nicht vornimmt, können die Mit­
glieder der Prüfungskommission Fragen aus dem 
ganz,en Prüfungsstoff stellen. 

Ergebnis der Rechtspflegerprüfung. 

§ 39. (1) Das Prüfungsergebnis ist mit emer 
der folgenden Noten zu bewerten: 

1. ausgezeichnet, bei weit über dem Durch­
schnitt liegenden hervorragenden Kenntnissen 
und Fähigkeiten; 

2. sehr gut, hei überdurchschnittlichen Kennt­
nissen und Fähigkeiten; 

3. gut, bei durchschnittlichen: Kenntnissen und 
Fähigkeiten; 

4. nicht genügel!d, bei 'unterdurchschnittlichen 
Kenntnissen und Fähigkeiten. 

(2) Die Prüfungskommissäre haben nach der 
alphabetischen Reihenfolge ihrer Namen ahzu­
stimmen, der Vorsitzende jedoch als letzter. Die 
Entscheidung über das Prüfungsergebnis ist mit 
absoluter Stimmenmehrheit zu fassen. Wird über 
eine Note keine absolute Stimmenmehrheit er­
zielt, so ist die für die heste Note, abgegebene 
Stimme' der schlechteren Note zuzuzäJhlen. 

7 

(3) Lautet die Note auf "nicht genügend", so 
ist die Prüfung nicht bestanden. 

(4) über die Abstimmung und das Prüfungs­
ergebnis ist eine Niederschrift aufzunehmen,die 
vom Vorsitzenden der Prüfungskommission zu 
unterschreiben ist. 

(5) Das Prüfungsergehnis 1st unmittelbar nach 
Beendigung der Prüfung vom Vorsitzenden 
mündlich zu verkünden. Das BundesministeriulITI 
für Justiz hat üher das Prüfungser~ebnis dem 
Rechtspflegeranwärter ein Zeugnis auszustellen. 

Wieder holung der, Rechtspflegerprüfung. 

§ 40. (1) Hat der Rechtspflegeranwärter die 
Prüfung nicht bestanden, so hat die Prüfungs­
kommission mit absoluter Stimmenmehrheit die 
Frist zu' bestimmen, nach deren Ablauf die 
Prüfung wiederholt werden kann. Die Prüfungs­
kommission kann mit gleicher Mehrheit be­
schließe11j, daß die Prüfung erst nach neuer­
lichem Besuch des Lehrganges wiederholt werden 
darf. Die Bestimmungen des letzten Satzes des 
§ 39 Abs; 2 sind sinngemäß anzuwenden. Die 
Frist ist mit mindesteris sechs Monaten und 
höchstens zwei Jahren festzusetzen. Diese An,. 
ordnungen ,der Prüfungskommission sind sowohl 
in der Niederschrift als auch im Zeugnis über das 
Prüfungsergebnis zu vermerken. 

(2) Wird die Prüfung auch bei der Wieder­
holung nicht bestanden, so kann das B'Undes­
ministerium für Justiz bei Vorliegen besond'ers 
berücksichtigungswürdiger, in der Pe,rson des 
Rechtspflegeranwärters liegender Gründe rine 
weitere Wiederholung bewilligen. 

übertragung der Abhaltung von Ausbilduo:,!s-, 
: lehrgängen und von Rechtspflegerprüfungen. 

§ 41. (1) Das Bundesministerium für Justiz 
kann den Präsidenten des Oberlandesgerichtes 
mit der A:bhaltun'g von AU9bildungsiehrgängen 
beauftragen, wenn als Teilnehmer des Lehr­
ganges nur, Rechtspflegeranwärterdes be­
treffenden OberlandesgeriChtssprengels ~n Be­
tr~cht kommen oder wenn andere dienstliche 
:Gl'ünde ~ieÜbertragung n~twendig machen. ' 

(2) Auf die Aus1bildungslehrgänge, deren Alb­
haltung dem Präsidenten des Oberlandesgerichtes 
übertragen ist, sind die Bestimmungen des §, 27 
Abs. 2 und 3 sowie der §§ 28 his 33 mit folgen­
den Besonderheiten anzuwenden: 

1. Die dem Bundesministerium für Justiz über­
tragenen Aufgaben sind vom Präsidenten des 
Oberlandesgerichtes wahrzunehmen; 

2. der Ausbildungslehrgang ist bei einem Ge" 
richt des Oberlandesgerichtssprengels abzuhalten; 

3. ein Ausbildungslehrgang für das Arbeits­
gebiet Grundbuchssachen oder für d,as Arbeits­
gebiet Sachen des Handels- und des Genossen­
schaftsregisters ist durch sechs Monate, ein Aus-
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bildungslehrgang für das Arbeitsgebiet Zivil­
prozeß- und Exekutionssachen oder für das 
Arbeitsgebiet Verlassenschafts-, Vormundschafts­
und Pflegschaftssachen durch acht Monate ab'Zu­
halten; 

4; während jedes Lehrganges ist je nach dem 
Ausbildungsstand der Teilnehmer ein- oder zwei­
mal wöchentlich durch je vier bis sechs Stunden 
Unterricht zu erteilen. 

(a) Rechtspflegeranwärter, die an einem Aus­
bildungslehrgang, dessen Ahhaltung dem Präsi­
denten des Oberlandesgerichtes übertragen wurde, 
mh Erfolg teilgenommen halben, haben die 
Rechtspflegerprüfung vor "einer vom Präsidenten 
des Oberlandesgerichtes zusammengesetzten 
Kommission abzulegen. In einem solchen Fall 
sind auf die Rechtspflegerprüfung die Bestim­
mungen der §§ 34 bis 40 mit d'er Maßgabe an­
zuwenden, daß die dort dem Bundesministerium 
für Justiz übertrag~nen AufgaJben mit Ausnahme 
der des § 40 Abs. 2 vom Präsidenten des Ober­
landesgerid1tes wahrzunehmen sind. 

sind Rechtspflegeranwärter Im Sinne dieses 
Bundesgesetzes. 

(:3) Die Zeit, während der ein Rechtspfleger­
anwärter auf Grund der bisherigen Ausbildungs-' 
vorschriften bei Gericht verwendet wurde, ist auf 
die im § 24 festgesetzte Ausbildungsz~it anzu­
rechnen. 

§ 44. (I) Im Zeitpunh des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes laufende Unterrichtskurse für 
Anwärter sind nach den Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes als Lehrgänge für Rechtspfleger­
anwärter fortzusetzen. 

(2) Die nach den bisherigen Vorschriften be­
standene Schlußprüfung für Anwärter gilt als 
bestandene Prüfung für &echtspflegeranwäner 
im Sinne dieses Bundesgesetzes. 

§ 45. Personelle Maßnahmen, die im Hinblick 
auf dieses Bundesgesetz erforderlich sind, können 
sogleich nach seiner Kundmachung getroffen 
werden. Sie werden frühestens zugleich mit 
diesem Bundesgesetz wirksam. 

Gebührenfreiheit der RechtspfIegerprüfung. § 46. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Sep-
§ 42. Für die Rechtspflegerprüfung sind keine teffilber 1962 in Kraft. . 

Gebühren zu entrichten. 

IV. ABSCHNITT. 

übcrgangs- und Schlußbestimmungen. 

§ 43. (1) Die. auf Grund der bisherigen V or­
schriften bestellten Rechtspfleger gelten als im 
Sinne der §§ 2 und 3 befähigt und im Sinne des 
§ 5 !5estellt. Hierüber ist innerhalb VDn sechs 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes eine Urkunde im Sinne des § 3 auszu­
stellen. Die Befähigung der nach den bisherigen 
V orschriften für das Arbeitsgebiet Zivilprozeß­
sachen oder für das Al'beitsgebiet Exekutions­
sachen bestellten Rechtspfleger erstreckt sich auf 
das im § 4 Z. 1 genannte Arbeitsgebiet, die Be­
fähigung der nach den bisherigen Vorschriften 
für das Arbeitsgebiet Verlassenschaftssachen oder 
für das Arheitsgobiet Vormundschafts- und 
Pflegschaftssachen sowie Angelegenheiten des 
gerichtlichen Erlages bestellten Rechtspfleger auf 
das im § 4 Z. 2 genannte Arbeitsgebiet.' . 

(2) Die auf Grund der bisherigen V, orschriften 
zum Unterrichtskurs zugelassenen Anwärter 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes werden alle älteren Vorschriften über 
Gegenstände, die in diesem Bundesgesetz ge~ 
regelt sind, aufgehoben. Inshesondere werden 
aufgehoben: 

1. § 56 ades Gerichtsorganisationsgesetzes, 
RGB!. Nr. 217/1896, inder Fassung der Bundes­
gesetze BGBI. Nr. 222/1929 und BGBl. Nr. 182/ 
1950; 

2. die Verordnung des Bundesministeriums 
für Justiz vom 13. September 1950, BGBI. 
Nr. 184, über den erweiterten Wirkungskreis der 
gerichtlichen Ges·chäftsstelle. 

§ 47. Soweit in anderen·Rechtsvorschriften auf 
Bestimmungen, die d'urch dieses. Bundesgesetz 
aufgehoben werden, verwiesen wird, erhält die 
Verweisung ihren In4alt aus den entsprechenden 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes. 

§ 48. Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist hinsich dj.ch der Bestimmungen des 
§ 42 das Bundesministerium für Finanzen, hin­
sichtlich aller übrigen Bestimmungen das Bundes­
ministerium für Justiz betraut. 
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Erläuternde Bemerkungen 

1. 

Die Einrichtung des Rechtspflcgers in Öster­
reich steht in einem engen Zusammenhang 
mit uem Aufgabenkreis der gerichtlichen 
Geschäftsstelle. Es erscheint daher notwendig, 
im folgenden kurz darzustellen, welche Ent­
wicklung der Aufgabenkreis der Gerichtskanzlei 
in den letzten Jahrzehnten genommen hat. 

Bis zum Jahre 1898 war die Gerichtskanzlei 
im wesentlichen nichts anderes als eine Schreib­
stube. Der Richter mußte damals auch den 
einfachsten Beschluß selbst niederschreiben. 
Die Gerichtskanzlei heschränkte sich darauf, 
diese richterlichen Erledigungen abzuschreihen 
und an die Parteien zu versenden. Nur die 
Grundbuchsführer hildeten eine Ausnahme. 
Ihnen waren die Geschäfte der Eintragung 
ins Grundbuch schon damals ziemlich weit­
gehend anvertraut. 

Durch die am l. Jänner 1898 in Kraft 
getretenen Verfahrens- und Organisations­
gesetze wurde der Gerichtskanzlei ein gewisses 
Maß selbständiger Tätigkeit zugewiesen. Ihre 
Selbständigkeit war aper noch immer recht 
eng begrenzt. Sie beschränkte sich im, wesent­
lichen auf Mitteilungen an Behörden und 
Parteien im Zuge eines' anhängige'n Verfahrens, 
auf die Entgegennahme einfacher Anträge, 
auf kurze Benachrichtigungen und auf ähnliche 
Aufgahen. 

Die Erste Gerichtsentlastungsnovelle machte 
es dann möglich, die Gerichtskanzlei auch 
zur vorbereitenden Erledigung einfacher rich­
terlicher Entscheidungen heranzuziehen. 

Die selbständige Tätigkeit, der Geri9hts­
kanzlei wurde in der Folge durch das Ver­
waltungsersparungsgesetz ausgestaltet, dessen 
Artikel 6 die Justizverwaltung ermächtigte, 
im Verordnungsweg einfache, gleichförmig 
wiederkehrende Geschäfte der Fahrnisexeku­
tion auf höhere Kanzleibeamte zur selb­
ständigen Tätigkeit zu übertragen. 

Durch Artikel VI Z. 4 der Sechsten Gerichts: 
entlastungsnovelle, BGBL Nr. 222/1929, wurde 

schließlich der erweiterte Wirkungskreis der 
gerichtlichen Geschäftsstell? i:r: einem neu~n 
§ 56 ades GerichtsorgamsatlOIlsgesetzes 111 

die österreichische Rechtsordnung eingeführt. 
§ 56 a GOG. zählte in seinem Abs. 1 die 
Geschäfte' des gerichtlichen Verfahrens auf, 
die durch Verordnung des Bundesministeriums 
für Justiz auf entsprechend befähigte Fach­
beamte der Gerichtskanzlei zur selbständigen 
und selbstverantwortlicnen Erledigung über­
tragen werden können. In der auf Grund 
dieser Gesetzesstelle ergangenen Verordnung 
wurden diese Fachbeamten zum erstenmal 
als "Rechtspfleger" be·zeichnet. 

Zweck des durch die Sechste Gerichts­
entlastungsilOvelle geschaffenen § 56 a gOG. 
war die Entlastung der Richter durch Uber­
tragung einfacher und oft ~ederkehi'~nder, 
gleichartiger Geschäfte auf geeIgnete GerIchts­
beamte. 

Nach der Wiederherstellung der österrei­
chischen Unabhängigkeit 'wurde der erweiterte 
Wirkungskreis der gerichtlichen Geschäfts­
stelle durch die, Verordnung vom 20. Juni 1947, 
BGBL Nr. 196, neu ger'egelt. Als sich in 
der Folge das, Bedürfnis nach einer weiteren 
Entlastung der Richter ergab, wurae durch 
das Bundesgesetz vom 5. Juli ,,1950, BGBl. 
Nr. 182, § '56 a GOG. im Sinne einer Er­
weiterung des Wirkungskreises der Rechts­
pfleger novelliert. 

§ 56 a GOG.' in der Fassung des Bundes­
gesetzes BGBL NI'. 182/1950 und die Ver­
ordnung vom 13. September 1950, BGEL 
N;. 184, über den erweiterten Wirkungskreis 
dcr gerichtlichen Geschäftsstelle (in der Folge 
kurz als "Rechtspflegerverordnung" bezeich­
net) bilden die geltende Rechtsgrundlage für 
die Stellung und den Wirkungskreis der 
Rechtspfleger . 

Gegen die in diesen Vorschriften enthaltene 
Regelung sind in den letzten Jahren wiederholt 
verfassungsrechtliche Bedenken erhoben wor­
den. So wurde unter anderem darauf hinge­
wiesen, daQ die Setzung von rechtsgestaltenden 
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und rechtsfeststellenden Akten im Rahmen 
der Gerichtsbarkeit durch nichtrichterliche 
Organe nur in dem Umfang zulässig ist, 
in dem sie am 10. November 1920, dem Tag 
des Inkrafttretens des Bundes-Verfassungs­
gesetzes, gesetzlich vorgesehen war. Folgt 
man dieser Ansicht, dann wäre die Tätigkeit 
des Rechtspflegers, die erst nach diesem 
Tag in die österreichische Rechtsordnung 
eingeführt wurde, verfassungsrechtlich nicht 
gedeckt. 

Um diese verfassungsrechtlichen Bedenken 
aus dem Weg zu räumen, wird durch eine 
N ovellierung des Bundes-Verfassungsgesetzes 
der Einrichtung des Rechtspflegers, die für 
die Aufrechterhaltung eines geordneten Ge­
richtsbetriebes unentbehrlich ist, eine ver­
fassungsrechtlich unbedenkliche Grundlage ge­
geben werden. 

Der vorliegende Entwurf eines Bundes­
gesetzes, betreffend die Besorgung. gerich~­
licher Geschäfte durch Rechtspfleger, hat dIe 
Aufgabe, auf der nunmehr erzielten ver­
fassungsrechtlich einwandfreien Basis die der­
zeit in zahlreichen Rechtsvorschriften ver­
streute Regelung der Stellung des Rechts­
pflegers im Gerichtsbetrieb, seines Wirkungs­
kreises und seiner Ausbildung in einem eigenen 
Bundesgesetz zusammenzufassen. " 

Der Entwurf dient aber nicht nur diesem 
Zweck. Das BundesministerÜlm für Justiz 
ließ sich vielmehr· bei dessen Ausarbeitung 
auch von dem Bestreben leiten, die Stellung, 
die dem Rechtspfleger als Organ der Gerichts­
barkeit zukommt, zu verbessern. Darüber 
hinaus dient der Entwurf dem' Ziel, den 
Wirkungskreis des Rechtspflegers innerhalb 
des in Aussicht genommenen verfassungs­
gesetzlichen Rahmens zu erweitern. 

H. 

Der Entwurf ist m vier Abschnitte ge­
gliedert. 

Der erste Abschnitt, der die §§ 1 bis 13 
umfaßt, behandelt die Stellung, die dem 
Rechtspfleger als Organ der Gerichtsbarkeit 
im Gerichtsbetrieb zukommt. 

Im zweiten Abschnitt ist in den §§ "14 
bis 20 der Wirkungskreis des Rechtspflegers 
geregelt. 

Der dritte Abschnitt enthält in den §§ 21 
bis 42 die Vorschriften über die Ausbildung 
zum Rechtspfleger . 

Der vierte Abschnitt enthält in den §§ 43 
. bis 48 die Übergangs- und Schlußbestimmun­
gen. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Ent­
wurfes ist folgendes zu bemerken: 

Zu § 1: 

Anknüpfen~ an die Bestim~ungen des 
eingangs erwähnten Entwurfes elIles B~mdes­
verfassungsgesetzes wird hier der BegrIff des 
Rechtspflegers näher umschrieben. 

Aus dieser Definition ergibt sich, daß dem 
Gei'ichtsbeamten die Stellung eines Rechts­
pflegers nur insoweit zukommt, als e~ gericht­
liche Agenden, deren Besorgung Ihm "auf 
Grund dieses Bundesgesetzes zukommt, ausubt. 
Einem zum Rechtspfleger- bestellten Gerichts­
beamten kommt daher bei Ausübung anderer 
Geschäfte der Gerichtsbarkeit oder bei Aus­
übung von Geschäften der Justiz:-erwaltung 
die Stellung eines Rechtspflegers mcht zu. 

Zu § 2: 

Hier werden die Voraussetzungen geregelt, 
die vorliegen müssen, damit einem Gerichts­
beamten die Besorgung von Geschäften der 
Gerichtsbarkeit übertra;gen werden darf. So 
wie bisher soll die völlige Vertrautheit mit 
den Arbeiten der Geschäftsstelle, die Eignung 
zum selbständigen Parteienverkehr, die zu­
verlässige Besorgung der vorbereitenden Er­
ledigung auf dem betreffenden Arbeitsgebiet 
und schließlich der erfolgreiche Abschluß der 
Ausbildung Voraussetzung für die Übertragung 
sein. Die Voraussetzungen für die Zulassung 
zur Ausbildung als Rechtspfleger werden im 
§ 21 des Entwurfes festgesetzt. 

Zu § 3: 

Nach § 1 der Rechtspflegerverordnung h~t 
der Präsident des Oberlandesgerichtes den 
Gerichtsbeamten zum Rechtspfleger bei einem 
bestimmten Gericht des betreffenden Ober­
landesgerichtssprengels zu bestellen. W~nn 
dieser Beamte bei einem anderen GerICht 
des gleicnen Sprengels, wenn auch nur vor­
übergehend, als Rechtspfleger verwendet wer­
den soll muß er neuerlich zum Rechtspfleger 
bei dies~m Gericht bestellt werden. Anläßlich 
jeder neuerlichen Bestellung müßte d.ah~r 
geprüft werden, ob die Voraussetzungen hlefur 
noch gegeben siI.td. 

Dieser Zustand ist weder vom Standpunkt 
der zu :aechtspflegern bestellt·en Gerichts, 
beamten noch von dem eines geordneten" 
Dienstbetriebes aus befriedigend. 

Der Entwurf sieht daher vor, daß der 
Umstand, daß ein Gerichtsbeamter die im 
§ 2 aufgezählten Voraussetzungen für die 
Übertragung der Besorgung von Geschäften 
der Gerichtsbarkeit erfüllt, in einer Urkunde 
festzustellen ist. Mit der Ausstellung dieser 
Urkunde erlangt dieser Gerichtsbeamte die 
Befähigung, die in sein Arbeitsgebiet fallenden 
Aufgaben im ganzen Bundesgebiet auszuüben. 
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Die Bedeutung, die der Einrichtung des 
Rechtspflegers im Rahmen des Gerichtsbetrie­
bes zukümmt; wird dadurch besünders unter­
strichen, daß diese Urkunden,' vüm Bundes­
minister für Justiz ausgestellt werden. 

Bei Ausstellung der Urkunde werden 
- ebenso, wie bei allen anderen behördlichen 
Verfügungen nach diesem Bundesgesetz -
die Vürschriften des Dienstrechtsverfahrens­
gesetzes,BGBl. NI'. 54/1958, anzuwenden sein. 

Zu § 4: 

Die Rechtspflegerverürdnung sieht sechs 
Arbeitsgebiete vür, für die Rechtspfleger be­
stellt werden können, und zwar: Zivilprüzeß­
sachen, Exekutiünssachen, Verlassenschafts­
sachen, 'Vürmundschafts- und Pflegschafts­
sachen süwie Angelegenheiten des Gerichts­
erlages, Grundbuchssachen, ferner Sachen des 
Handels- und Genüssenschaftsregisters. 

Irifülge des geringen Umfanges der in 
das Arbeitsgebiet Zivilprüzeßsachen fallenden 
Geschäfte kann derzeit ein für dieses Arbeits­
gebiet bestellter Rechtspfleger in dieser Funk­
tiün nur in ganz wenigen Fällen ausgelastet 
werden. Der Enfwurf faßt daher die Zivil­
prüzeßsachen und die Exekutiünssachen zu 
einem einheitlichen Arbeitsgebiet zusammen. 

Bei vielen Gerichten ist die Erledigung 
der Verlassenschaftssachen süwie der Vür­
mundschaJts- und Pflegschaftssachen der 
gleichen Gerichtsabteilung zugewiesen. Unter 
Berücksichtigung dieser Praxis - werden im 
Entwurf die Verlassenschaftssachen sowie die 
V ürmundschafts- und Pflegschaftssachen zu 
einem Arbeitsgebiet zusammengefaßt. 

Zu § 5: 

Bei welchem Gericht der Gerichtsbeamte, 
dessen Befähigung zu~ Besürgung der in 
sein Arbeitsgebiet fallenden Geschäfte der 
Gefichtsbarkeit gemäß § 3 festgestellt würden 
ist, als Rechtspfleger verwendet wird, hat 
der Präsident des Oberlandesgerichtes zu 
bestimmen. Dieser hat dabei auf den bei 

. den einzelnen Gerichten des Oberlandesgerichts­
sprengels vürhandenen Bedarf Rücksicht zu 
nehmen. 

Bei den Anürdnungen des Präsidenten des 
Oberlandesgerichtes, die auf Grund des Abs. 1 
dieser Gesetzesstelle ergehen, handelt es sich 
um Dienstaufträge im Sinne des § 1 Abs. 4 
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes. 

Nach dem Abs. 2 hat der Gerichtsbeamte 
bei seiner Verwendung als ,Rechtspfleger neben 
seinem Amtstitel die dienstliche· Bezeichnung 
"Rechtspfleger" zu führen. 

11 

Zu § 6: 

Die Befähigung zur Besürgung "vün Ge­
schäften der Gerichtsbarkeit, die ein Gerichts­
beamter mit der Ausstellung der Urkunde 
nach § 3 erhält, süll nur dann aberkannt 
werden dürfen, wenn bei dem betreffenden 
Beamten die im § 2 Z. 1 bis 3 aufgestellten 
Voraussetzungen für dauernd weggefallen sind. 

Im Hinblick auf die auch hier anzuwenden­
den Bestimmungen des Dienstrechtsverfahrens­
gesetzes wird die Aberkennung nur in einem 
Bescheid ausgesprüchen werden können, der 
begründet werden muß. 

'Zu § 7: 

Der Entwurf eines Bundesverfassungsgeset­
zes, auf dem der vürliegende Entwurf auf­
baut, sieht vür,daß die nichtrichterlichen 
Organe, denen' die Besürgung, gerichtlicher 
Geschäfte übertragen ist, hiebei nur an die 
Weisungen des nach der Geschäftsverteilung 
zuständigen Richters gebunden sind. Um 
feststellen zu können, welcher Richter dem 
Rechtspfleger Weisungen erteilen kann, muß 
der Rechtspfleger in der Geschäftsverteilungs­
übersicht des Gerichtes angeführt werden, 
und zwar unter Angabe der Gerichtsabteilung, 
der er zugewiesen ist, und seines Arbeits­
gebietes. 

Um die Rechtspfleger möglichst weitgehend 
mit Aufgaben, auslasten zu können, die in 
ihren Wirkungskreis fallen, sieht Abs. 2 vür, 
daß der Rechtspfleger auch mehreren Gerichts­
abteilungen zugewiesen werden kann. Wenn 
es der Umfang einer Gerichtsabteilung er­
fürdert, können ihr auch mehrere. Rechts­
pfleger zugewiesen werden. In einem sülchen 
Fall wird das für die Geschäftsverteilung 
zuständige Organ die Geschäfte auf die Rechts­
pfleger zu verteilen haben. 

Zu § 8: 

Im Abs. 1 wird entsprechend der in Aus­
sicht genümmenen Verfassungsbestimmung an­
geürdnet, daß der Rechtspfleger bei Besürgung 
der' in seinen Wirkungskreis fallenden Ge­
schäfte nur an die Weisungen des nach der 
Geschäftsverteilung zuständigen Richters ge­
bunden ist. 

Allgemeine Weisungen, die sich auf die 
Behandlung vün Rechtsfragen beziehen, hat 
der Richter i.\llmer schriftlich zu erteilen. Die 
sich n,ur auf eine einzelne Rechts'sache bezie­
hende Weisung kann der. Richter auch mündlich 
erteilen. In einem sülchen Fall hat aber 
der Rechtspfleger im Akt zu vermerken, daß 
die Erledigung der Rechtssache auf Grund 
der mündlichen Weisung des Richters erfülgt. 
Dieser Vermerk muß dem Richter zur Kennt­
llisnahme vürgelegt werden. 
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Zu § 9: 

Dem Richter wird im Abs. 1 das ,Recht 
eingeräumt, sich die Erledigung einzelner 
Geschäftsstücke vorzubehalten oder die Er­
ledigung an sich zu ziehen, wenn dies nach 
seinem Ermessen mit Rücksicht auf die tat­
sächliche oder rechtliche Schwierigkeit der 
Sache oder die Wichtigkeit und Tragweite 
der Entscheidung zweckmäßig ist. 

Der Rechtspfleger hat somit kein unent­
ziehbares Recht auf Erledigung aller an­
fallenden, in seinen Wirkungskreis fallenden 
Geschäfte. Ihm ein solches Recht einzu­
räumen, erscheint im Hinblick etUf seine 
Gebundenheit an die richterlichen Weisungen 
ilicht tunlich. 

Zu § 10: 

Hier werd~m die Voraussetzungen aufge­
zählt, bei deren Vorliegen der Rechtspfleger 
ein Geschäftsstück, selbst wenn es in seinen 
Wirkungskreis fällt, dem Richter vorzulegen 
hat. Der Entwurf folgt dabei im wesentlichen 
der geltenden Regelung (§ 6 der Rechts­
pflegerverordnung), die sich in der Praxis 
bewährt hat. 

Zu § 11: 

Auf die Ablehnu,ng eines Rechtspfiegers sollen 
die Bestimmungen der §§ 19 bis 22 und 25 
der Jurisdiktionsnorm sinngemäß angewendet 
werden. Über die Ablehnung soll der Vor­
steher des Bezirksgerichtes (der Präsident 
des Gerichtshofes) endgültig entscheiden. Über­
dies wird hier angeordnet, daß im Falle der 
Stattgebung der Ablehnung der nach der 
Geschäftsverteilung zuständige Richter die 
Rechtssache zu erledigen hat. 

Zu § 12: 

Der Entwurf folgt bei der Regelung der 
Anfechtbarkeit der Entscheidung eines Rechts­
pflegers im wesentlichen den Vorschriften 
des § 56 a Abs. 4 GOG. Im zweiten Satz 
wird jedoch klargestellt, daß der Richter 
einem gegen einen Beschluß des Rechts­
pflegers erhobenen Rechtsmittel nur dann 
stattgeben darf, wenn er ihm zur Gänze Folge 
gibt. Wenn der Richter der Ansicht ist, 
daß dem Rechtsmittei nicht oder nur teilweise 
Folge zu geben wäre, muß er es dem Rechts­
mittelgericht vorlegen. 

Zu § 13: 

Insbesondere bei kleinen Bezirksgerichten 
wird es wiederholt vorkommen, daU die 
Arbeitskraft eines zum Rechtspfleger be­
stellten Gerichtsbeamten mit den in seinen 
Wirkungskreis fallenden Aufgaben nicht aus­
gelastet werden kann. 

Abs. 1 si~ht 'daher vor,' daß ein als Rechts­
pfleger eingesetzter Gerichtsbeamter, der in 
dieser Verwendung nicht voll beschäftigt 
werden kann,', auch zu anderen Amtsge­
schäften des gehobenen Fachdienstes in der 
Gel'ichtskanzlei, mit Genehmigung des Präsi­
denten des Oberlandesgerichtes überdies zu 
Amtsgeschäften des Fachdienstes bei Gericht 
herangezogen werden darf. Unter, den in 
§ 22 Abs. 2 der Dienstpragmatik aufgeRteIlten 
Voraussetzungen wird ein als Rechtspflegcr 
verwendeter Gerichtsbeamter auch zu Amt.s­
geschäften, die nicht zum gehobenen }'aeh­
dienst oder zum Fachdiel1st gehören, heran­
gezogen werden können. 

Nach der im Abs. 2 vorgesehenen Regelung 
untersteht der Rechtspfleger grundsätzlich 
nur der Dienstaufsicht des Vorstehers des 
Bezirksgerichtes (des Präsidenten des Ge­
richtshofes) und des Richtcrs, dem er zuge­
wiesen ist. Nur bei den Amtsgeschäften, die 
nicht zu den gewöhnlichen Dienstverrichtun­
gen eines Rechtspflegers 'gchören, untersteht, 
er auch der Dienstaufsicht des Vorstehers 
der Geschäftsstelle. 

Zu § 14: 

Hier werdert die gerichtlichc\ll Geschäfte 
aufgezählt, die dem für das Arbeitsgebiet 
Zivilprozeß- und Exekutionssachen bestellten 
Rechtspfleger übertragen sind. 

Gegenüber der gehenden R~chtslage (§§ 9 
und 10 der Rechtspflegerverordnung) wurde 
der Wirkungskreis auf diesem Arbeitsgebiet 
mehrfach erweitert. 

So soll darunter auch die Aufhebung 
einer von einem Rechtspfleger gesetz widrig 
oder irrtümlich erteilten Bestätigung der 
Vollstreckbarkeit fallen. 

Während bisher im Mahnverfahren nur 
die Erlassung von Zahlungsbefehlen in die 
Kompetenz des Rechtspflegers fiel, sollen 
in Zukunft alle der Durchführung des Mahn­
verfahrens dienenden Geschäfte, sofern eine 
mündliche Verhandlung dabei nicht erforder­
lich ist, vom Rechtspfleger erledigt werden 
können. Eine mündliche Verhandlung kann 
bei Erledigung eines Antrages auf 'Wieder­
,einsetzung in den vorigen Stand erforderlich 
werden. 

Abweichend von der geltenden Regelung 
werden im Entwurf die Fälle, in denen der 
Rechtspfleger über einen Aufschiebungsantrag 
entscheiden darf, taxativ aufgezählt. 

Die nach der geltenden Rechtslage in den 
Wirkungskreis des Rechtspflegers fallende Exe­
kution zur Herausgabe oder Leistung von 
beweglichen Sachen nach den §§ 346 bis 
348 EO. wurde in den Entwurf deshalb nicht 
übernommen, weil bei diesen Geschäften des 
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Exekutionsverfahrens oft schwierige Hechts- 'liegenden Entwurf aus der Erwägung nicht 
fragen auftauchen. Da Exekutionen dieser aufgenommen, daß der Hechtspfleger in der 
Art jedoch nur selten vorkommen, wird hie- Hegel in der Lage sein wird, die mit dem 
durch keine ins Gewicht fallende Verminderung Antrarr auf Einberufung der Verlassenschafts­
der Belastung der für Zivilprozeß- und Exe- gläubi~er' verbundenen Geschäfte selhständig 
kutionssachen bestellten Rechtspfleger ein- durchzuführen. 
t,reten. 

Zu § 15: Der Wirkungskreis des Rechtspflegers in 
Nach § 11 der RechtspflegerverOrdnung Vormundschafts- und Pflegschaftssachen sowie 

ist der Wirkungskreis des, Rechtspflegers in in Angelegenheiten des Gerichtserlages soll 
Verlassenschaftssachen in erster Linie vom gegenüber der jetzigen Regelung (§ 12 der 
Wert des Nachlasses abhängig. Wenn näm- Rechtspflegel'vel'ordnung) in mehreren Punkten 
lich ,der Nachlaß ohne Abzug der Schulden erweitert werden. 

Zu § 16: 

voraussichtlich den Betra.g von 20.000 S Der Rechtspfleger soll zur Bestellung und 
nicht übersteigt, fallen grundsät:.llich alle Enthebung, von Vormündern für eheliche 
Geschäfte der Verlassenschaftsabhandlung in Kinder auch dann zuständig sein, wenn sie 
,den Wirkungskreis des HeJJhtspflegers. nicht im Zuge einer in seinen Wirkungskreis 

Geht man davon aus, daß dem Rechts- fallenden Verlassenschaftsabhandlung vorzu­
pflegel' grundsätzlich nur solche Geschäfte nehmen ist, 
übertragen werden sollen, bei deren Ededi- Neu ist auch die Bestimmung der Z. 2, 
gung sich Schwierigkeiten rechtlicher oder durch die dem Rechtspfleger die Verfügungen 
tatsächlicher Art in der Regel nicht ergeben, nach § 111 der Jurisd.iktionsnorm, sofern 
dann kann eine Abgrenzung des Wirkungs- sie nicht die Übertragung an ein ausländisches 
kreises in Verlassenschaftssachen, die nur Gericht betreffen, übertragen werden, 
den Wert des Nachlasses berücksichtigt, nicht Der Rechtspfleger soll ferner über Anträge 
voll befl'iedigen., auf Bewilligung der Exekution zur Herein-

Der Entwurf verbindet daher die Abgren- bringung von Geldforderungen durch' zwangs­
zung des Wirkungskreises des Rechtspflegers weise Pfandrechtsbegründung und auf das 
in Verlassenschaftssachen nach der Schwierig- bewegliche Vermögen nach den §§ 249 bis 
kelt der Abhandlung mit der Abgrenzung nach 345 EO., die auf einen unter die Bestimmungen 
dem Wert des Nachlasses. der Z. 5 fallenden Exekutionstitel gestützt 

In den Z. 2 bis 7 des Abs. 2' werden die werden, zu entscheiden haben. 
Fälle aufgezählt, in denen die Erledigung Bezüglich des Vermögens Pflegebefohlener 
der Abhandlung .de~ ~ichter weg.en voraus- sollen dem Rechtspfleger nicht nur die' Ent­
sich~lic~er Schwlengkelten rec~thche,r oder I scheidungen hinsichlich der Verwaltung, so~­
tatsachhcher Art vorbehalten wll'd. dern auch die Genehmigung aller damIt 

. Neu sind die Bestimmungen der Z,. 2 und 3, zusammenhängender Veränderungen des Ver­
nach denen die Abhandlung dem Richter mögensstandes mit Ausnahme der im§ 109 
vorbehalten ist, wenn es sich um den Nach- Abs. 2 der Jurisdiktionsnorm angeführten 
laß eines pl'otokollierten Einzelkaufmannes, Fälle zukommen, sofern die Aktiven des 
eines Gesellschafters einer offenen Handels- Vermögens eine bestimm te Wertgrenze nicht 
gesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft übersteigen. Als Wertgrenze ist hier in Über­
oder eines Komplementärs einer Kommandit- einstimmung mit den Vorschriften des § 15 
rresellschaft auf Aktien handelt oder wenn des Entwurfes der Betrag von 100.000 S 
bei der Abhandlung besondere Erbteilungs- vorgesehen. ' 
vorschriften hinsichtlich bäuerlicher Liegen- Bei Regelung der dem Richter in Vormund­
schaften anzuwenden sind. schafts~ und Pflegschaftssachen vorbehaltenen 

Die Wert grenze soll von 20.000. S, auf Geschäfte folgt der Entwurf im wesentlichen 
100.000 S erhöht werden. Durc~ dIese Er- 'den geltenden Bestimmungen. Es wurden 
höhung soll erreicht werden, daß dIe Belastung jedoch die Korrekturen vorgenommen, die 
der Rechtspfleger in Verlassenschaftssachen infolge Änderung der Rechtslage notwendig 
trotz der in den Z. 2 und 3 des A~~. 2 ent- sind. 
haltenen .Einschränkungen keine Anderung 
erfährt. 

Nach § 11' Abs. 2 lit. d der Rechtspfleger- Zu § 17: 
verordnung bleibt die Erledigurig dem Richter In den Wirkungskreis des Rechtspflegers in 
auch dann vorbehalten, wenn die Einbe- Grundbuchssachen sollen grundsätzlich alle 
rufung der Verlassenschaftsgläubiger verlangt Geschäfte des Grundbuchsverfahrens mit Aus­
wird. Dieser Vorbehalt wurde in den vor- nahme der Erledigung von Einsprüchen nach 
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den §§ 7 bis 12 und 14 des Liegenschafts­
teilungsgesetzes und der Vornahme von Wert­
ermittlungen nach § 18 des gleichen Gesetzes 
fallen. 

In Verfahren zur Anlegung und Ergänzung 
des Grundbuches sollen nur die in der Z. 2 
angeführten, in der Regel einfachen Geschäfte 
dem Rechtspfleger übertragen werden. 

Falls bei der Erledigung eines Geschäfts­
stückes Schwierigkeiten rechtlicher oder tat-

. sächlicher Art auftauchen, wird der Rechts­
pfleger auch in Grundbuchssachen dieses Ge­
schäftsstück auf Grund der Bestimmungen 
des § 10 Abs. 1 Z'.3 des Entwurfes dem Richter 

II 

vorzulegen haben. Dem Richter bleibt es 
dann überlassen, die Erledigung dieses Ge­
schäftsstückes an sich zu ziehen oder die 
Schwierigkeiten durch Erteilung von Weisun­
gen aus dem Wege zu räumen. 

Zu §.18: 

Der Wirkungskreis des Rechtspflegers in 
Sachen des Handels- und des Genossenschafts­
registers soll wesentlich erweitert werden. 
Während nach der geltenden Regelung (§ 14 
der Rechtspflegerverordnung) die dem Rechts­
pfleger bei Bearbeitung des Handelsregisters B 
übertragenen Geschäfte taxativ aufgezählt 
sind, zählt der Entwurf die dem Richter bei 
Bearbeitung des Handelsregisters B vorbe­
haltenen Verfügungen taxativ auf. 

Neu ist auch die Bestimmung des Abs. 1 
Z. 3, nach der das Einschreiten gegen Personen 
und Firmen gemäß den §§ 140 und 141 des 
Gesetzes über· die Angelegenheiten der frei­
willigen Gerichtsbarkeit in den Wirkungskreis 
des Rechtspflegers fällt. 

Durch den letzten Satz des zweiten Absatzes 
wird dem Rechtspfleger im Rahmen seines 
sonstigen Wirkungskreises auch die Auf­
forderung zur Einreichung von Urkunden 
und deren Prüfung sowie die Gewährung oder 
Ablehnung von Fristen für vorzunehmende 
Handlungen oder Unterlassungen übertragen. 

von einem Rechtspfteger getroffenen Ent­
scheidungen und Verfügungen auszufertigen 
sind. Diese Bestimmungen stellen eine Er­
gänzung der im § 79 des Gerichtsorganisations 
gesetzes enthaltenen y orschriften über die 
Ausfertigung gerichtlicher Erledigungen dar. 

Zu den §§ 21 bis 41: 

Die Ausbildung der Rechtspfteger ist der­
zeit in den Erlässen des Bundesministeriums 
für Justiz vom 17. Nove'mber 1950, JABl. 
1950 NI'. 16, vom 1. März 1956, JABl. 1956. 
NI'. 6, und vom 15. Oktober 1960, JABl. 1961 
NI'. 4, geregelt. 

Die Regelung vieler mit der Ausbildung 
zusammenhängender Fragen, so insbesondere 
der Fragen der Zulassung zur Ausbildung, 
zum Lehrgang und "'zur Rechtspflegerprüfung, 
ist für die Gerichtsbediensteten, welche die 
Ausbildung anstreben, von solcher Bedeutung, 
daß sie in den vorliegenden .Gesetzentwurf 
aufgenommen wurde. 

Zu § 21: 

Zur Ausbildung kann nur ein Gerichts­
bediensteter zugelassen werden, der" die all­
gemeinen Anstellungserfordernisse für die .Er­
nennung auf einen Dienstposten der Ver­
wendungsgruppe B erfüllt und der die erste 
Kanzleiprüfung sowie die Grundbuchsfühl'er­
prüfung abgelegt hat. 

In Übereinstimmung mit der geltenden 
Regelung kann daher auch ein noch nicht 
pragmatisierter Gerichtsbediensteter zur Aus­
bildung zugelassen. werden. Um sicherzu­
stellen, daß der Zugelassene in der Folge prag­
matisiert und zum Rechtspfleger bestellt wer­
den kann, wird jedoch als Voraussetzung für 
die Zulassung gefordert, daß er die allgemeinen 
Anstellungserfordernisse für die Ernennung 
auf einen Dienstposten der Verwendungs­
gruppe B erfüllt. 

Zu § 22: . 
Die Ausbildung umfaßt so wie bisher eine 

Zu § 19: Verwendung bei Gericht mit der Vorbereitung 
Der Betrag, bis zu dem ein Rechtspfleger der Erledigung auf dem Arbeitsgebiet, für 

im Rahmen seines Wirkungskreises Ordnungs- das der Betreffende zum Rechtspfleger bestellt 
strafen verhängen kann, soll von 50 S auf werden soll, durch mindestens drei Jahre, 
200 S erhöht werden. Das Recht, höhere' die erfolgreiche Zurücklegung eines Lehr­
Ordnungsstrafen zu verhängen oder eine in ganges und die erfolgreiche Ablegung der 
Geld bestehende Ordnungsstrafe in Haft um- Rechtspflegerprüfung. 
zuwandeln, soll jedoch weiter dem Richter 
vorbehalten bleiben. Zu § 23: 

Die Entscheidung, ob ein Gerichtsbedien-
Zu § 20: steter zur Ausbildung als Rechtspfleger zu-

Hier wird in Übereinstimmung mit der gelassen wird, soll in Hinkunft vom Präsi­
geltenden Regelung (§ 16 der RechtsPfleger-1 denten des Oberlandesgerichtes getroffen wer­
verordnung) bestimmt, in welcher Form die den. 

663 der Beilagen IX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)14 von 16

www.parlament.gv.at



15 

Ein Antrag auf Zulassung soll nur aus den Zu den §§ 26 bis 29: 
im Abs. 2 taxativ aufgezählten Gründen ab- Für jedes Arbeitsgebiet, für das ein Gerichts- ~ 
gelehnt werden können. Eine Ablehnung beamter gemäß § 4 zum Rechtspfleger bestellt 
wird danach nur dann möglich sein, wenn ein werden kann, sollen eigene Lehrgänge einge­
Bedarf nach einem Rechtspfleger für das vom richtet werden. 
Antragstell~r gewählte .Arbeitsg~?i~t n~cht Die Ausbildungslehrgänge werden im Inter­
v?rhanden 1st, w~nn Ausblldu.ngsmoghchk81ten esse der Sicher stellung emes einheitlichen 
mcht gege?en ~md, wen.~l dIe Z~lassun~ ~us 'Ausbildungsstandes vom Bundesministerium 
~nderen dIenstlichen Grunden mch~ m?glich für Justiz abgehalten, das den Ausbildungs­
Ist oder wenn dem Antragsteller dIe korper- leiter und die Lehrer bestellt und das Ort 
liehe oder geistige Eignung für die Ausbildung Zeit und Dauer des einzelnen Lehrgange~ 
offenbar fehlt,. 

Bei allen behördlichen Verfügungen, die 
im Zusammenhang mit der Ausbildung eines 
Gerichbsbediensteten zum Rechtspfleger er­
gehen, werden grundsätzlich die Bestimmungen 
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes anzuwen­
den sein. Lediglich für die Verfügungen, die 
über den 'Antrag eines Vertragsbediensteten 
auf Zulassung zur Ausbildung ergehen, gelten 
p.icht die Vorschriften des Dienstrechts­
verfahrensgesetzes, und zwar deshalb, weil 
diese Verfügungen als Dienstgebererklärungen 
zu beurteilen sind. 

bestimmt. 
Zu Lehrern werden nur solche Richter, 

Rechtspfleger und Gerichtsbedienstete zu be­
stellen sein, die über die erforderlichen päd­
agogischen und fachlichen Fähigkeiten ver­
fügen. 

Zu § 30: 

Aufgabe der Lehrgänge ist es in erster 
Linie, den Rechtspflegeranwärtern die Kennt­
nis jener Rechtsvorschriften zu vermitteln, 
die sie als Rechtspfleger anzuwenden haben 
werden. 

Zu § 24: 
Würden -die Rechtsvorschriften, über die 

Unterricht zu erteilen ist, im vorliegenden 
Entwurf aufgezählt werden, so würde jede Das Gericht, bei dem der zur Ausbildung .. 
Anderung einer solchen Vorschrift eine N ovel­zugelassene Gerichtsbedienstete, für den die 
lierung des Rechtspflegergesetzes notwendig 

Bezeichnung Rechtspflegeranwärter vorge- machen. Der Entwurf sieht daher von einer 
sehen ist, während der Ausbildungszeit zu 
verwenden ist, hat ebenfalls der Präsident des Aufzählung dieser Rechtsvorschriften ab. Die 
Oberlandesgerichtes zu bestimmen. Vorschrifteil' über die Unterricht zu erteilen 

ist, werden nach der Kundmachung dit:ses 
. Währe~d der ersten drei Mona.~e de~ Aup- I Bun~esgesetzes vom Bundesministerü~m für 

blldung 1st der Rechtspflegeranwarter 1Il der Justiz im Erlaßweg bekanntzugeben sem. 
Ge.schäftsstelle zu .. v~rwenden. ~ä~rend ?ieser Die Rechtspflegeranwärter haben während 
Zelt sol~ er womoghch. ausschlIeßlIch mIt ~er des Lehrganges auch mehrmals schriftliche 
VOr?ereI~.ung der ErledIgung auf dem ArbeIts- Aufgaben auszuarbeiten. Gemäß Abs. 4 sollen 
gebIet, fur das er zum Rechtspfleger besteHt die literarischen Behelfe die bei dieser Ge­
werden soll, beschäftigt werden. legenheit benützt werde~ dürfen, durch Ver-

Während des restlichen Teils der Aus- ordnung des Bundesministeriums für JUl'ltiz 
bildungszeit ist der Rechtspflegeranwärter bestimmt werden. 
mindestens während der Hälfte der täglichen 
Arbeitszeit mit der Vorbereitung der Er- Zu den §§ 31 bis 33: 
ledigung der zu seinem Arbeitsgebiet gehörigen 
Geschäfte zu betrauen. 

Durch die Bestimmung des Abs. 4 wird 
sichergestellt, daß der Rechtspflegeranwärter 
für das Arbeitsgebiet Zivilprozeß- und Exe­

Hier wird die Begutachtung des Ergeb­
nisses des Lehrganges und die Möglichkeit 
der neuerlichen Zulassung zu einem Lehrgang 
geregelt. 

kutionssachen während seiner Ausbildungszeit Zu den §§ 34 bis 40: 
auch mit den Aufgaben des Vollstreckungs­
dienstes vertraut wird. 

Zu § 25: 

Die dreijährige Ausbildungszeit darf grund­
sätzlich nicht unterbrochen werden. Eine 
entschuldbare Verhinderung bis zur Dauer 
von drei Monaten gilt aber nicht als Unter­
brechung. 

In Anlehnung an die Bestimmungen des 
Richterdienstgesetzes über die Richteramts­
prüfung werden hier die näheren Vorschriften 
über die Rechtspflegerprüfung getroffen. 

Zu § 41: 

Durch die Bestimmungen dieses Paragraphen 
wird die Möglichkeit geschaffen, die Abhaltung 
eines Ausbildungslehrganges dem Präsidenten 
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des Oberlandesgerichtes zu übertra,gen. Die I verwendet wurde, auf die in diesem Gesetz 
,Rechtspflegeru,nwärter, die an einem solchen, festgesetzte dreijährige Ausbildungszeit an­
Lehrgang teilnehmen, haben gemäß der im i gerechnet werden. 
Abs. 3 vorgesehenen Regelung auch die Rechts-
pflegerprüfung vor einer vom Präsidenten Zu § 46: 
des Oberlandesgerichtes zusu,mmengeseb:ten 
Kommission abzulegen. 

Zu § 43: 

Als Tag 'des Inkrafttretens dieses Bundes­
gesetzes ist der l. September Hl62 in Aussicht 
genommen. 

Durch die Bestimmungen des Abs. 1 wird Zu § 47: 
sichergestellt; daß die nach den bisherigen 
Vorschriften bestellten Rechtspfleger als im 
Sinne des § 3 befähigt und im Sinne des § 5 
bestellt gelten. Dieser Umstand soll in einer 
Urkunde festgestellt werden, die gemäß § 3 
vom Bundesminister für Justiz auszustellen 
sein wird. Durch die Bestimmungen des 
letzten Satzes des Abs. 1 wurde eine Über-

Diese Bestimmung mußte deshalb aufge­
nommen werden, weil in anderen Rechts­
vorschriften, zu.m Beispiel im § 17 Abs. 2 
des Arbeitsgerichtsgesetzes, BGBL NI'. 170/ 
1946, al}f § .56 a 'GOG., der gemäß § 46 Abs. 2 
Z. 1 aufgehoben wird, verwiesen wird. 

gangsregelung für jene Rechtspfleger getroffen, Zu § 48: 
die derzeit für ein Arbeitsgebiet bestellt sind, Mit der Vollziehung der Bestimmungen 
das naeh der Regelung des § 4 nur ein Teil des § 42, der für die Rechtspflegerprüfung eine 
eines umfassenderen Arbeitsgebietes sein wird. Gebührenbefreiung vorsieht, wal' das Bundes-

Abs. 2 sieht vor, daß die nach den bisherigen ministerium für Finanzen, mit der Vollziehung 
Vorschriften zum Unterriehtskurs zugelassenen der übrigen Bestimmungen das Bundesmini­
Anwärter als Rechtspflegeranwärter anzusehen. sterium für' Justiz zu betrauen. 
sind. Mit der Durchführung dieses Bundesgesetzes 

Nach Abs. 3 soll die Zeit, während der ein wird eine Vermehr.ung des Sach~ oder Personal­
Rechtspflegeranwärter auf Grund der bis- aufwandes voraussichtlich nicht verbunden 
herigen Ausbildungsvorschriften bei Gericht I sein. 
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